
Meppen, 28. Juli 2026 

Ein "vergiftetes" Angebot 
Wie die Kirchenbürokratie kurz vor der Karlsruher "Ohrfeige" die 
Notbremse ziehen wollte - ein Kommentar 

Wer immer noch glaubt, im kirchlichen Arbeitsrecht ginge es primär um Wahrheit, Gerechtigkeit 
oder gar christliche Nächstenliebe, der wird durch ein bemerkenswertes Schriftstück vom 28. Juli 
2025 eines Besseren belehrt. Zu einem Zeitpunkt, als die von der Christuskirchengemeinde 
Stuttgart eingereichte Verfassungsbeschwerde längst in Karlsruhe lag, bewegte sich die 
Arbeitgeberseite plötzlich. Die Kirchengemeinde ließ über ihren Rechtsbeistand ein 
"Vergleichsangebot" unterbreiten – und drückte dabei überraschend aufs Tempo. Man erbat eine 
akute, zeitnahe Antwort, da dem Bundesverfassungsgericht bis zum 8. August 2025 eine 
Stellungnahme vorgelegt werden müsse.  

Zur Erinnerung: Das Bundesarbeitsgericht in Erfurt (BAG) hatte die Christuskirchengemeinde 
Stuttgart zuvor rechtskräftig zur Herausgabe des geheimen Sitzungsprotokolls von 2006 
verpflichtet. Weil die Kirchengemeinde sich jedoch weigerte (wie in verschiedenen Prozessen in 
kirchlichen und staatlichen Gerichten zuvor), musste per Gerichtsurteil und Gerichtsvollzieherin  
die Zwangsvollstreckung eingeleitet werden. In einem letzten juristischen Gefecht zog die 
Kirchengemeinde daraufhin vor das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. Man fühlte sich – man 
höre und staune – durch die Pflicht zur arbeitsrechtlichen Transparenz in seinem grundgesetzlich 
garantierten kirchlichen Selbstverwaltungsrecht verletzt. 

Dass diese Verfassungsbeschwerde der Kirchengemeinde von Beginn an auf wackeligen Füßen 
stand, brachte das Bundesverfassungsgericht in einer einzigen, messerscharfen Formulierung auf 
den Punkt: 

"Der Umstand, dass die Beschwerdeführerin und das Bundesarbeitsgericht in diesem 
Zusammenhang unterschiedliche Auffassungen vertreten, kann für sich genommen nicht 
den Vorwurf eines Verfassungsverstoßes begründen." (BVerfG, Beschluss vom 
20.03.2026, Rn. 39) 

Karlsruhe stellte damit klar: Bloß weil der Kirchenleitung die Rechtsauffassung des 
Bundesarbeitsgerichts nicht passt, liegt noch lange kein Verfassungsverstoß vor. 

Als man sich dann auch auf kirchlicher Seite des Sieges vor dem höchsten deutschen Gericht im 
Sommer 2025 offensichtlich nicht mehr allzu sicher war, versuchte die Kirchengemeinde hastig, 
den Kopf aus der juristischen Schlinge zu ziehen. Doch was dort als "gütliche Einigung" deklariert 
wurde, war im Grunde ein reines Dokument prozessualer Hilflosigkeit. 

Das "großzügige" Angebot 
Ein schwaches Ablenkungsmanöver 

Die Kirchengemeinde bot im Juli 2025 tatsächlich an, eine Kopie des Protokolls herauszugeben – 
allerdings weitgehend geschwärzt. Im Gegenzug verlangte sie jedoch Zugeständnisse, die an 
Einseitigkeit kaum zu überbieten waren: 

 



 

●​ Die Rücknahme der Beschwerde: Die Kirchengemeinde selbst hätte ihre eigene 
Verfassungsbeschwerde zurückgezogen. Die Absicht dahinter ist offensichtlich: Das 
Bundesverfassungsgericht hätte keine Erklärung mehr abgeben müssen bzw. abgeben 
können. Die fundamentale, höchstrichterliche Rüge für das kirchliche Sonderrecht wäre in 
der Schublade verschwunden. 

●​ Die Entwaffnung der Musikerin: Die Beschäftigte hätte die vollstreckbare Ausfertigung 
ihres mühsam erkämpften BAG-Urteils im Original herausgeben und auf alle Rechte daraus 
verzichten müssen. 

●​ Der absolute Maulkorb: Es wurde eine "umfassende Verschwiegenheitsverpflichtung" 
angeregt, die im Endeffekt natürlich nur die Betroffene mundtot gemacht hätte. Die Kirche 
wollte sich das Recht erkaufen, den Mantel des Schweigens über das Verfahren zu legen. 

●​ Ein dreistes Kostenangebot - Null Euro Entlastung für die Mitarbeiterin: Der Gang der 
Kirchengemeinde nach Karlsruhe zog weitere Kosten nach sich. Die Kirchenmusikerin 
musste erneut ihren Anwalt bemühen, um auf die Schriftsätze der Gegenseite zu antworten 
– wodurch ihr natürlich zusätzliche Anwaltskosten entstanden. 

Selbst bei der sich im Sommer 2025 offensichtlich abzeichnenden Niederlage vor dem 
Bundesverfassungsgericht kam es der Kirchengemeinde nicht in den Sinn, der 
Kirchenmusikerin bei diesen Kosten entgegenzukommen. Stattdessen schlug man allen 
Ernstes vor, die Kosten des Verfahrens gegeneinander aufzuheben. 

Was in einem "normalen" Prozess eine faire Aufteilung ist, entpuppt sich im konkreten Fall 
als dreiste Mogelpackung. Wenn die Kosten gegenseitig aufgehoben werden, trägt jede 
Partei ihre eigenen Anwaltskosten. Die Gerichtskosten werden zu gleichen Teilen aufgeteilt. 
Da in Karlsruhe keine Gerichtskosten erhoben werden, bot die Kirchengemeinde der 
Mitarbeiterin also allen Ernstes an, ihr bei Kosten, die durch den überflüssigen Gang nach 
Karlsruhe verursacht wurden, mit exakt 0 Euro Kostenübernahme entgegenzukommen. 

Das kollektive Versagen der Kirchenjuristen 
Wo war die Führung? 

Unter seriösen Akteuren gilt: Wenn man ein Verfahren verliert, dann bitte mit Anstand. Man 
versucht nicht im letzten Moment, dem Gegner ein derart unausgewogenes und einseitiges Papier 
vor die Füße zu legen, um sich vor der rechtlichen Verantwortung zu drücken. Dass es auf lokaler 
Ebene an Weitblick mangelte, überrascht Kenner der Strukturen leider kaum. 

Viel schwerer wiegt jedoch ein anderer Fakt, der im Schreiben der Kirchengemeinde stolz 
verkündet wurde: Dieser Vergleichsvorschlag war explizit mit der Evangelischen Landeskirche in 
Württemberg und dem Kirchenamt der EKD abgestimmt! 

Hier drängt sich eine fundamentale Frage an die juristischen Eliten in diesen Spitzenverbänden 
auf: Haben die Juristen im Oberkirchenrat und im EKD-Kirchenamt eigentlich nicht erkannt, wohin 
die verfassungsrechtliche Fahrt geht? 

Es gibt zwei Möglichkeiten, und beide sind für eine Institution, die für sich moralische Führung 
beansprucht, peinlich und desaströs: 

●​ Szenario 1: Sie haben das Risiko nicht erkannt. Das würde ein erschreckendes Zeugnis 
über die fachliche Kompetenz der obersten kirchlichen Rechtsberatung ausstellen. 

 



 

●​ Szenario 2: Sie haben die drohende Niederlage erkannt, aber weggesehen. Wenn die 
fatalen Folgen für das kirchliche Arbeitsrecht absehbar waren, hätte man spätestens nach 
dem BAG-Urteil massiv auf die Stuttgarter Verantwortlichen einwirken müssen, um die 
Herausgabe des Protokolls zu betreiben. Man hätte den Verantwortlichen im Kirchenbezirk 
unmissverständlich klarmachen müssen, dass ihr Starrsinn die gesamte Gemeinschaft 
beschädigt. Und wenn die Stuttgarter Gutsherren uneinsichtig geblieben wären, hätten die 
Landeskirche und die EKD die Pflicht und Schuldigkeit gehabt, sich öffentlich und 
unmissverständlich von diesem rechtsstaatswidrigen Kurs zu distanzieren und die 
Christuskirchengemeinde Stuttgart in die Schranken zu verweisen. 

Nichts davon ist passiert. Die Landeskirche und das Kirchenamt der EKD haben es einfach treiben 
lassen. Sie haben es entweder nicht erkannt oder sie haben es sehenden Auges billigend in Kauf 
genommen, dass am Ende nicht nur den Stuttgarter Akteuren, sondern der gesamten 
evangelischen Kirche in Deutschland vor dem Bundesverfassungsgericht eine schallende Ohrfeige 
verpasst wurde. Von strategischer und sachlicher Kompetenz, Verantwortung oder moderner 
Führung ist auf keiner Ebene etwas zu sehen. 

Ein historisches Dokument der Peinlichkeit 
Der plumpe "Bluff" hat nicht gezogen. Die Kirchenmusikerin hat Kurs gehalten, einen sehr langen 
Atem bewiesen, das täuschende, unfaire, hinterhältige Angebot liegen lassen, sich nicht 
einschüchtern oder locken lassen und das Karlsruher Urteil vom März 2026 damit erst ermöglicht. 

Der von der Christuskirchengemeinde, dem Stuttgarter Oberkirchenrat und dem EKD-Kirchenamt 
gewünschte und betriebene Vergleich ist somit geplatzt. Das Bundesverfassungsgericht hat die 
Beschwerde nicht nur abgewiesen, sondern diese Abweisung auch noch haarklein und 
öffentlichkeitswirksam begründet. Das taktische Dekret der Verschleierung ist krachend 
gescheitert. Das Urteil aus Karlsruhe ist für jeden öffentlich einsehbar. 

Das sozusagen in letzter Minute herausgerückte "Vergleichsangebot" ist und bleibt für 
kirchenleitende Organe und Personen ein historisches Dokument der Peinlichkeit. Es zeigt 
schwarz auf weiß, wie weit die kirchliche Bürokratie von der Basis bis zur EKD-Spitze zu gehen 
bereit war, um das eigene System der Intransparenz zu verteidigen. Doch dieses Mal konnte der 
Deckel auf dem seit vielen Jahren kochenden Topf nicht gehalten werden, der Deckel wurde 
weggesprengt – und das ist gut so! Die Kirchenmusikerin aus Stuttgart hat Geschichte 
geschrieben! 

 

Ralf Krüger, Pastor i.R. 
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